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Allgemeine  
Mandatsbedingungen 

 

 

 

1. Präambel 

Diese allgemeinen Mandatsbedingungen gelten für alle 
Verträge, deren Gegenstand die Erteilung von Rat und 
Auskünften durch die Rechtsanwälte an den Mandanten 
einschließlich etwaiger Geschäftsbesorgung und Pro-
zessführung ist. 

Ist der Mandant gewerblich tätig („Unternehmer“), gelten 
die allgemeinen Mandatsbedingungen auch für zukünfti-
ge Rechtsbeziehungen, soweit die Mandatsbedingungen 
inhaltlich unverändert bleiben. 

Geschäftsbedingungen der Mandanten finden nur An-
wendung, wenn dies vereinbart wurde. 

 

2. Auftrag und Leistungsumfang 

Das Mandat kommt erst durch die Annahme des Auftrags 
durch die Rechtsanwälte zustande. Bis zur Auftragsan-
nahme bleiben die Rechtsanwälte in ihrer Entscheidung 
über die Mandatsannahme grundsätzlich frei. Ein Man-
datsverhältnis kommt nicht zustande, wenn Anfragen 
lediglich im Rahmen von Informationsservice-Diensten 
allgemein redaktionell beantwortet werden. 

Der Umfang des Mandatsverhältnisses wird durch den 
konkreten Auftrag des Mandanten begrenzt. Die insoweit 
vereinbarte Tätigkeit ist nicht die Erzielung eines be-
stimmten rechtlichen oder wirtschaftlichen Erfolges.  

Die durch die Rechtsanwälte zu erbringende Rechtsbera-
tung und/oder Rechtsvertretung erfolgt ausschließlich auf 
der Grundlage des Rechts der Bundesrepublik Deutsch-
land. Eine steuerliche Beratung wird nur dann ge-
schuldet, wenn dies im Auftrag ausdrücklich aufge-
nommen wird.  

Die Rechtsanwälte sind verpflichtet, im Rahmen ihrer 
Auftragsdurchführung die tatsächliche, wirtschaftliche und 
rechtliche Situation des Mandanten richtig und im not-
wendigen Umfang wiederzugeben. Dabei sind sie be-
rechtigt, die von dem Mandanten genannten Tatsachen, 
insbesondere Zahlenangaben, als richtig zugrunde zu 
legen, soweit sie nicht widersprüchlich oder erkennbar 
unrichtig sind. 

Der Rechtsanwalt ist zur Erhebung der Klage und zur 
Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen nur 
dann verpflichtet, wenn er einen darauf gerichteten Auf-
trag erhalten und angenommen hat. Sofern sich der 
Mandant auf eine entsprechende Anfrage des Rechtsan-
waltes nicht meldet, bleibt der Rechtsanwalt untätig. Der 
Mandant ist darüber informiert, dass er im Falle einer 
ausbleibenden Beauftragung zur Erhebung der Klage und 
zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen, mit 
erheblichen Rechtsnachteilen zu rechnen hat. 

 

3. Schweigepflicht und Datenschutz 

Die Rechtsanwälte sind zeitlich unbegrenzt verpflichtet, 
über alle Informationen oder Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse des Mandanten, die ihnen im Zusammenhang 
mit dem Auftrag bekannt werden, Stillschweigen zu wah-
ren. Die Weitergabe an nicht mit der Durchführung des 
Auftrags beschäftigte Dritte darf nur mit Einwilligung des 
Mandanten erfolgen. 

Die Rechtsanwälte dürfen insbesondere bei der Korres-
pondenz davon ausgehen, dass mitgeteilte Kommunika-
tionsdaten zutreffend sind und bleiben. Adressänderun-
gen (insbesondere auch Änderungen einer Telefon-, 
Telefaxnummer oder E-Mail-Adresse) sind mitzuteilen, da 
es andernfalls zu Fehlleitungen und Verzögerungen 
kommen kann, die auch zu vollständigen Rechtsverlusten 
führen können. 

Die Rechtsanwälte machen darauf aufmerksam, dass die 
schnelle und unkomplizierte Kommunikation über Telefax 
und vor allem über elektronische Medien (E-Mail) mit 
einem Verlust an Vertraulichkeit und Sicherheit verbun-
den sein können. Der Datenverkehr zwischen E-Mail-
Client und Server erfolgt mittels Transportverschlüsse-
lung. Der Transport erfolgt im Übrigen mittels Betreiber 
eines öffentlichen Telekommunikationsnetzes, die gem. 
Telekommunikationsgesetz zur Wahrung des Telekom-
munikationsgeheimnisses verpflichtet sind.  

 

4. Einverständniserklärung zur Nutzung  
von E-Mail  

Soweit der Mandant dem Rechtsanwalt einen Telefaxan-
schluss mitteilt, erklärt er sich damit einverstanden, dass 
der Rechtsanwalt ihm ohne Einschränkung über dieses 
Telefax mandatsbezogene Informationen zusendet. Der 
Mandant wird den Rechtsanwalt informieren, wenn Ein-
schränkungen bestehen, etwa das Faxeinsendungen nur 
nach vorheriger Ankündigung gewünscht werden. 

Für den E-Mail-Verkehr zwischen Rechtsanwalt und 
Mandant oder mit Dritten wird den Rechtsanwälten hier-
mit unter Inkaufnahme der nachfolgend aufgeführten 
Gefahren ausdrücklich erlaubt, Daten via E-Mail zu ver-
senden. 

Dem Mandanten ist bekannt, dass bei unverschlüsselten 
E-Mails nur eingeschränkte Vertraulichkeit gewährleistet 
ist. Soweit der Mandant zum Einsatz von Signatur-  und 
Verschlüsselungsverfahren die technischen Vorausset-
zungen besitzt und deren Einsatz wünscht, teilt er dies 
dem Rechtsanwalt mit. 

Die Einwilligung zur E-Mail-Nutzung kann jederzeit ohne 
Angabe von Gründen widerrufen werden. 
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5. Mitwirkung des Mandanten 

Der Mandant ist verpflichtet, den Rechtsanwalt über alle 
mit dem Auftrag zusammenhängenden Tatsachen um-
fassend zu informieren und ihm sämtliche mit dem Auf-
trag zusammenhängenden Schriftstücke vorzulegen. 
Dies gilt auch für beim Mandanten neu eingehende oder 
wieder aufgefundene Schriftstücke.  

Der Rechtsanwalt darf die Angaben des Mandanten stets 
glauben und muss keine eigenen Nachforschungen an-
stellen. Der Mandant verpflichtet sich, die ihm überlasse-
nen Briefe und Schriftsätze stets sorgfältig zu lesen und 
insbesondere daraufhin zu überprüfen, ob die darin ent-
haltenen tatsächlichen Angaben der Wahrheit entspre-
chen und vollständig sind.  

Der Mandant hat den Rechtsanwalt zu unterrichten, wenn 
er seine Anschrift, Telefonnummer etc. wechselt oder 
über längere Zeit wegen Urlaubs oder aus anderen 
Gründen nicht erreichbar ist. Der Mandant verpflichtet 
sich, während der Dauer des Mandats nur in Abstimmung 
mit dem Rechtsanwalt mit Gerichten, Behörden, der 
Gegenseite oder sonstigen Beteiligten Kontakt aufzu-
nehmen. 

 

6. Rechtsanwaltsvergütung  

Die Vergütung der Rechtsanwälte richtet sich nach dem 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) in der jeweils 
gültigen Fassung, sofern nicht im Einzelfall eine abwei-
chende Vereinbarung (Beratungsvertrag, Vergütungsver-
einbarung) getroffen wird. Ein nach dem Grad des Erfol-
ges oder nur im Erfolgsfall zu zahlendes Honorar ist stets 
ausgeschlossen. Werden in außergerichtlichen Angele-
genheiten niedrigere Gebühren als im RVG vorgesehen 
vereinbart, ist die Vereinbarung nur verbindlich, wenn sie 
in Schriftform (z.B. Brief) oder Textform (z.B. E-Mail, Fax) 
geschlossen worden ist. 

Wird nach dem RVG abgerechnet, richtet sich die Ab-
rechnung nach dem Gegenstandswert des Mandats, es 
sei denn, es handelt sich um ein Mandat, bei dem die 
Abrechnung nicht nach dem Gegenstandswert erfolgt, 
wie in Strafsachen oder bestimmten sozialrechtlichen 
Angelegenheiten. Trifft das RVG keine Regelung oder 
überlässt es die Abrechnung der Vereinbarung der Par-
teien, so wird eine 1,0-fache Gebühr nach dem Gegen-
standswert abgerechnet. 

Sofern nicht anders vereinbart, haben die Rechtsanwälte 
neben der Honorarforderung Anspruch auf Ersatz der 
Auslagen und der gesetzlichen Umsatzsteuer. Die 
Rechtsanwälte sind berechtigt, angemessene Vorschüs-
se zu verlangen (§ 9 RVG). Das gilt auch, wenn Kosten-
erstattungsansprüche gegen Dritte bestehen. Wird eine 
erteilte Vorschussrechnung nicht ausgeglichen, ist der 
Rechtsanwalt berechtigt, nach vorheriger Androhung 
weitere Leistungen abzulehnen und das Mandat fristlos 
zu kündigen. 

Alle Honorarforderungen sind sofort fällig und sind unver-
züglich per Überweisung unbar zahlbar.  

Der Mandant erteilt aus Gründen der Kostenersparnis die 
Zustimmung, dass Rahmengebühren in Höhe des jewei-

ligen Höchstbetrages gegen ihn nach § 11 RVG festge-
setzt werden können. Der Rechtsanwalt nimmt diese 
Zustimmung an. 

Der Vollmachtgeber erklärt, dass die von ihm zu entrich-
tenden Gebühren legal erworben oder erwirtschaftet 
wurden. 

 

7. Sicherungsabtretung von Ansprüchen des 
Mandanten/Verrechnung mit offenen Ansprü-
chen 

Der Mandant tritt alle ihm aus dem Mandatsverhältnis 
entstehenden Erstattungsansprüche gegen den Gegner, 
die Staatskasse oder sonstige erstattungspflichtige Dritte 
an die Rechtsanwälte in Höhe der Honorarforderung und 
Auslagen sicherungshalber ab mit der Ermächtigung, die 
Abtretung im Namen des Mandanten dem Zahlungs-
pflichtigen mitzuteilen. Die Rechtsanwälte werden den 
Erstattungsanspruch nicht einziehen, solange der Man-
dant seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommt, insbe-
sondere nicht die Zahlung verweigert oder in Zahlungs-
verzug gerät oder Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz- 
oder Vergleichsverfahrens über sein Vermögen gestellt 
ist. 

Die Rechtsanwälte sind befugt, eingehende Erstattungs-
beträge und sonstige dem Mandanten zustehende Zahl-
beträge, die bei ihnen eingehen, mit offenen Honorarbe-
trägen zu verrechnen, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 

 

8. Rechtsschutzversicherung  

Die Rechtsanwälte sind nicht verpflichtet Korrespondenz 
mit einem Rechtsschutzversicherer zu führen. Dies er-
folgt nur, wenn dies ausdrücklich als Leistung vereinbart 
wird.  Andernfalls obliegt es dem Mandanten die Kom-
munikation mit der Rechtsschutzversicherung selbst zu 
führen und abzurechnen. 

Dem Mandanten ist bekannt, dass er unabhängig von 
einer Deckungszusage der Rechtsschutzversicherung 
Kostenschuldner bleibt. Der Rechtsanwalt ist somit auch 
bei Vorliegen einer Deckungszusage einer Rechtsschutz-
versicherung berechtigt, die Vergütung gegenüber dem 
Mandanten einzufordern. 

  

9. Beratungs- und Prozesskostenhilfe (PKH) 

Der Mandant ist bereits bei Beauftragung des Rechtsan-
waltes verpflichtet, diesen zu informieren, sofern er hin-
sichtlich seines geringen Einkommens und Vermögens 
nicht in der Lage ist, die voraussichtlich entstehenden 
Anwaltsgebühren selbst zu tragen. Tritt dieser Fall wäh-
rend der Tätigkeit des Rechtsanwaltes ein, hat der Man-
dant dies seinem Anwalt unverzüglich mitzuteilen.  

Wird die Gewährung von Prozesskostenhilfe versagt, 
ist der Mandant verpflichtet, die Anwaltsgebühren 
selbst zu tragen. 

Der Mandant wird darüber informiert, dass im Falle eines 
positiven Ausganges des Verfahrens der vom Gegner 
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erstrittene Betrag ggf. zur Erstattung der PKH verwendet 
werden muss.  

Auch bei Bewilligung von Prozesskostenhilfe hat der 
Mandant im Falle des Unterliegens die Kosten der Ge-
genseite zu tragen. 

 

10. Haftungsbeschränkung 

Die Rechtsanwälte haften dem Mandanten, gleichgültig 
aus welchem Rechtsgrund, für die von ihnen bzw. ihren 
Mitarbeitern vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten 
Schäden. 

Die Haftung der Rechtsanwälte aus dem zwischen ihnen 
und dem Mandanten bestehenden Vertragsverhältnis auf 
Ersatz eines durch einfache Fahrlässigkeit verursachten 
Schadens wird hiermit auf 1.000.000,00 EURO be-
schränkt (§ 52 Bundesrechtsanwaltsordnung). Die Haf-
tungsbeschränkung gilt entsprechend § 52 BRAO nicht 
bei grob fahrlässiger oder vorsätzlicher Schadenverursa-
chung, ferner nicht für die Haftung für schuldhaft verur-
sachte Schäden aus der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit einer Person. 

Die Rechtsanwälte haben über die gesetzliche Mindest-
versicherung hinaus eine Haftpflichtversicherung abge-
schlossen. Die Gesamtleistung des Versicherers beträgt 
nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen grund-
sätzlich € 1.000.000 je Versicherungsfall und höchstens 
€ 2.000.000 je Versicherungsjahr.  

Sollte aus Sicht des Mandanten eine über diesen Betrag 
hinausgehende Haftung abgesichert werden, so besteht 
für jeden Einzelfall die Möglichkeit einer Zusatzversiche-
rung, die auf Wunsch und Kosten des Mandanten abge-
schlossen werden kann. 

 

11. Haftpflichtversicherung 

Für Rechtsanwalt Claus Decker besteht eine Vermö-
gensschadenhaftpflichtversicherung bei der Allianz Versi-
cherungs-AG 

Allianz Versicherungs – AG 
Königinstraße 28 
80802 München 

Räumlicher Geltungsbereich ist Europa. 

 

12. Hinzuziehung fachkundiger Dritter  

Der Rechtsanwalt ist berechtigt, zur Bearbeitung des 
Auftrags Mitarbeiter, andere Rechtsanwälte sowie fach-
kundige Dritte heranzuziehen. Sofern dadurch zusätzli-

che Kosten entstehen, verpflichtet sich der Rechtsanwalt, 
zuvor die Zustimmung des Mandanten einzuholen. 

 

13. Arbeitsrechtsmandate  

Der Mandant ist darüber informiert, dass in arbeitsrechtli-
chen Streitigkeiten außergerichtlich sowie in der ersten 
Instanz kein Anspruch auf Erstattung der Anwaltsgebüh-
ren oder sonstiger Kosten besteht. In diesem Verfahren 
trägt unabhängig vom Ausgang jede Partei ihre Kos-
ten selbst. 

 

14. Gerichtsstand und Schlussbestimmung 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

Ist der Mandant Kaufmann, juristische Person des öffent-
lichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermö-
gen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkei-
ten aus diesem Vertrag Kassel. Dasselbe gilt, wenn der 
Mandant keinen allgemeinen Gerichtsstand in Deutsch-
land hat oder Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalts im 
Zeitpunkt der Klagerhebung nicht bekannt sind. 

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags mit dem 
Mandanten einschließlich dieser Mandatsbedingungen 
ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird 
hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht 
berührt. 
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